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Das Jahr 2021 war für die Bevölkerung in der Türkei eines, in welchem sie am eigenen Leib erfuhr,
wie wertlos ihr Geldbeutel ist im Gegensatz zu dem der FabrikbesitzerInnen, der Herrschenden,
derjenigen, die ganz oben an der Seite Erdogans stehen. Nach Angaben des türkischen Statistikamts
betrug die Inflationsrate 36 %. Unabhängige ExpertInnen schätzen, dass der reale Fall der Währung
gar 60 – 80 % betrug.

Dabei steht das Schlimmste wohl noch bevor. Im Gegenteil, die türkische Wirtschaft scheint sich
nicht, auch wenn es zu Weinachten kurzzeitig so wirkte, zu erholen. Der Wechselkurs der türkischen
Lira beträgt (Stand 26. Januar) 15,23 TL für 1 Euro. Die ArbeiterInnenklasse, aber auch die unteren
Schichten des KleinbürgerInnentums und selbst die Mittelschichten treibt die wirtschaftliche Lage
um. Dabei sind es vor allem die Lohnabhängigen, auf deren Schultern die Krise lastet. Millionen
stehen jeden Morgen auf und wissen nicht, wie sie ihre Familie die kommenden Tage ernähren
können oder wo sie sich noch für einen Hungerlohn verkaufen sollten, um sich einigermaßen über
Wasser zu halten. Waren es 2021 vor allem die Preise für Lebensmittel, die noch mehr als die
Inflation anstiegen, so treffen nun auch die Energiepreise und das Ausbleiben von Gaslieferungen
die Massen. Innerhalb der ArbeiterInnenklasse leidet auch die Jugend besonders unter der aktuellen
Krise von Corona und Wirtschaft, denn für sie gibt es kaum Perspektiven. Viele wollen auswandern
und mit ihren Qualifikationen anderswo Arbeit finden. Als „Antwort“ werden sie von „ihrem“
Präsidenten dafür kollektiv als „undankbar und wurzellos“ beschimpft.

Wie konnte die Wirtschaft überhaupt so schnell abstürzen?

Zweifellos tragen die Regierung Erdogan sowie die Profitgier jener UnternehmerInnen und
StaatsdienerInnen, die er vertritt, selbst zur Verschlimmerung der Lage bei. Doch um die Tiefe und
die Ursachen der aktuellen Krise zu verstehen, müssen wir die globale Lage betrachten. Die Türkei
versucht zwar durchaus mit Erfolg, eine geostrategische Machtposition in der Region einzunehmen,
und hat im letzten Jahrzehnt ihre Positionen in Syrien, im Irak, in Aserbaidschan oder Libyen
ausgebaut. Aber dies ändert nichts daran, dass sie in der imperialistischen Weltordnung noch immer
eine Halbkolonie darstellt, ihr Platz hier letztlich von anderen bestimmt wird. Und hier sind zuerst
die globalen Kapitalströme zu betrachten.

Ähnlich wie viele weitere Staaten ist die Türkei abhängig von externer Finanzierung. Der Anteil des
jährlichen Devisenbedarfs am Volkseinkommen ist über die Jahre kontinuierlich gestiegen und
erreichte aktuell bis zu 30 % des Volkseinkommens. In Zahlen einfacher ausgedrückt: Die
Außenfinanzierung der Türkei belief sich 2021 auf rund 220 Milliarden US-Dollar. Dabei hat sie es
zunehmend schwerer, Kapital anzuziehen. Das hängt zwar auch mit der immer aggressiver
werdenden Politik Erdogans und der politischen Instabilität zusammen. Vor allem aber ist das Folge
davon, dass aufgrund der Krisenpolitik der USA und der EU das Anlagekapital in die Metropolen
gezogen wird und aus den Halbkolonien, insbesondere aus den Schwellenländern, abfließt. Das trifft
nicht nur die Türkei, sondern auch Ökonomien wie Argentinien oder Südafrika, die alle vor einer
massiven Finanzkrise, einem Verfall ihre nationalen Währung, massiver Inflation (bis hin zur
Drohung einer Hyperinflation) stehen.

InvestorInnen und PolitikerInnen aus den USA oder Deutschland betrachten diese Entwicklung mit
großer Sorge – und tun so, als wäre alles nur von unfähigen, d. h. zu wenig willfährigen
PolitikerInnen wie Erdogan verursacht, und blenden dabei die systemischen Ursachen der Krise aus.
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Nicht am kapitalistischen Imperialismus liegt es, sondern an der „Inkompetenz“ der türkischen
Regierung! Dabei will das deutsche Kapital natürlich nicht grundsätzlich Investitionen abziehen. Es
will aber, dass auch zukünftig gigantische Profite fließen, ja die Investitionsbedingungen noch
einmal verbessert werden. Es will seinen Geldhahn nutzen, ihn vor allem für die eigenen Interessen
in der Türkei einsetzen. GroßinvestorInnen entscheiden sich schließlich, in diesem Land zu
produzieren, vor allem aufgrund der niedrigen Löhne für die ArbeiterInnen und der nicht so
strengen Regularien – nicht, weil sie dem Land etwas „Gutes“ tun, sondern die
Ausbeutungsverhältnisse für sich nutzen möchten. Wobei hier deutsche Konzerne an vorderster
Front stehen. Doch die instabile Lage und die Währungskrise führen dazu, dass einige
GroßinvestorInnen wie zum Beispiel VW Pläne für weitere Fabriken zurückgezogen haben.

Aufgrund der Schwankungen auf dem Weltmarkt und der Abschwächung der Kapitalzuflüsse sucht
das türkische Regime nach Ersatz für knappe Devisen.

Erdogans Geldpolitik, den Leitzins niedrig zu lassen, zielt darauf ab, Exporte, Kredite und damit das
Wachstum anzukurbeln, vor allem in Anbetracht der kommenden Wahlen, die 2023 stattfinden
sollen, eventuell aber vorgezogen werden. Mit dieser Politik wird zwar Inflation in Kauf genommen,
längerfristig, so das Versprechen des Bonaparten Erdogan, soll so aber die Wirtschaft angekurbelt
werden. Das mag zwar die Taschen einiger ExporteurInnen und SpekulantInnen füllen, das Land
treibt ein solches Strohfeuer wohl aber noch mehr in den Ruin. Erdogan verhinderte also eine
Erhöhung des Leitzinses. Er wurde im vergangenen Jahr vielmehr bis zu vier Mal gesenkt, was
wiederum Importe teurer machte, weil sie in Devisen wie Dollar oder Euro bezahlt werden müssen.

Inflation und die Talfahrt der Lira

Ein Jahr lang befand sich die Lira immer wieder auf Talfahrt. Am 20.12.21 befand sie sich auf einem
historischen Tiefstand und „erholte“ sich danach, weil Erdogan Maßnahmen ankündigte. Zu diesen
gehörte: Einlagen in Lira sollen gegen Verluste aus Wechselkursschwankungen geschützt werden.
Sollten die Verluste größer ausfallen als die von Banken versprochenen Zinsen auf die jeweiligen
Einlagen, würden sie ersetzt.

Außerdem erließ die Regierung Anfang Januar ein Gesetz, demzufolge in der Türkei ansässige
Firmen 25 Prozent ihrer Exporterlöse in Euro, US-Dollar oder Pfund an eine Privatbank verkaufen
müssen und dafür türkische Lira zum tagesaktuellen Wechselkurs erhalten. Diese Maßnahme rief
die imperialistischen Länder auf den Plan, die mit Investitionsstopp und weiteren Rückflüssen von
Kapital drohen.

Außerdem soll aber auch die Bevölkerung ermutigt werden, ihr Geld in Lira anzulegen oder gar
bestehende US-Dollar- und Euro-Reserven aufzulösen und in Lira umzutauschen. Dieses vollkommen
utopische Projekt soll die sog. Dollarisierung in der Türkei stoppen, also die Flucht in den US-Dollar
als Ersatz für die nationale Währung. Schon 2013 wurden rund 25 % aller Transaktionen zwischen
Unternehmen in dieser Währung vollzogen. 2021 stieg der Anteil auf 69 %!

Die für die ArbeiterInnenklasse wohl verlockendste Maßnahme war die Erhöhung des Mindestlohns
um bis zu 50 % auf 4250 Lira (rund 275,51 Euro). Doch angesichts der weiter grassierenden
Inflation dürfte es nur eine Frage der Zeit sein, bis die nominelle Lohnerhöhung von der realen
Preissteigerung wieder aufgefressen sein wird.

Kurzfristig vermochte sich zwar zum Jahreswechsel, die Lira zu stabilisieren. Doch das Strohfeuer
ist mittlerweile erloschen. Im Gegenteil, aufgrund der Versorgungsengpässe mit Gas, fehlender
Energiereserven und auch von Zahlungsschwierigkeiten mussten ganze Branchen in der Türkei in
den letzten Tagen des Januar ihre Produktion einstellen.



Die Wirtschaft am Boden – wie kann sich die ArbeiterInnenklasse erheben?

In der aktuellen Lage drohen den Lohnabhängigen gleich mehrere Gefahren. Vor allem zwei stehen
unmittelbar an. Erstens die massive Preissteigerung, die sich bis zu einer Hyperinflation entwickeln
kann, was faktisch dazu führen würde, dass die Lira nicht mehr als Zahlungsmittel fungieren könnte
und die Einlagen praktisch entwertet wären (während die Privatschulden weiter drücken würden).
Zweitens eine Schließungs- und Entlassungswelle aufgrund von Überschuldung, Zahlungsausfällen,
Bankrotten wie auch einer Rezession in jenen Branchen, die lange die türkische Ökonomie getragen
haben (z. B. Bauwirtschaft).

Ein ermutigendes Zeichen besteht darin, dass es in den letzten Wochen auch wichtige Kämpfe der
ArbeiterInnenklasse gab, um reale Lohnsteigerungen durchzusetzen, die der Preissteigerung
entsprechen. So traten Beschäftigte bei Trendyol Express, dem größten Online-Shopping-
Unternehmen der Türkei, in den Streik. Das Unternehmen bot ursprünglich eine
Inflationsanpassung von 11 % an, obwohl sich diese offiziell bei 36 % bewegte. Am 24. Januar traten
zuerst hunderte FahrerInnen bei diesem Unternehmen in den Ausstand, hielten
Massenversammlungen ab und verlangten 50 % Lohnerhöhung. Nach drei Tagen stimmten die
EigentümerInnen einer Erhöhung von 38 % zu. Diesem Beispiel folgten Beschäftigte im Kurierdienst
bei HepsiJET, Aras Kargo und Sürat Kargo.

Vielleicht noch wichtiger sind die Kämpfe in der Autoindustrie. Dort hatten die Gewerkschaften Türk
Metal, Birleşik Metal-İş und Özçelik-İş eine Lohnerhöhung für das Jahr 2021 ausverhandelt, die
unter der realen Preissteigerung blieb. Das wurde jedoch von den Beschäftigten der Çimsataş-Werke
in Mersin nicht akzeptiert. Sie kritisierten den Ausverkauf der Bürokratie, setzten den Arbeitskampf
fort, besetzten den Betrieb und wurden am 13. Januar gewaltsam von der Polizei geräumt. Während
sich die Gewerkschaftsführungen ausschweigen, verdeutlicht dieses Beispiel wie auch jenes der
AutokurierInnen, dass die Krise die ArbeiterInnenklasse zu kämpfen geradezu zwingt.

Angesichts der akuten Einkommensverluste und drohenden Massenarmut braucht es ein
Kampfprogramm gegen die Inflation wie auch gegen drohende Schließungen um Forderungen wie:

Automatische Anpassung der Löhne und Einkommen an die Preissteigerung – und
zwar um die Erhöhung der realen Lebenshaltungskosten, wie sie von betrieblichen
Streik- und Aktionskomitees in den Wohnvierteln festgelegt werden.

Einführung eines Mindestlohns und Renten und Arbeitslosenunterstützung in dieser
Höhe, um die Armut zu bekämpfen.

Preiskontrollkomitees, um sicherzustellen, dass die Preise für Lebensmittel,
Wohnungen, Strom und Heizung nicht aufgrund des Mangels künstlich in die Höhe
getrieben werden. Direkte Verbindung mit Ausschüssen von Bauern/BäuerInnen und
LandarbeiterInnen, um die Versorgung der Bevölkerung zu sichern und Preise zu
kontrollieren.

Entschädigungslose Verstaatlichung aller Unternehmen, die schließen oder mit
Entlassungen drohen, unter Kontrolle der Lohnabhängigen; Enteignung aller
Unternehmen, die für die Grundversorgung der Bevölkerung zentral sind und Erstellen
eines Notplans zur Versorgung der Bevölkerung unter ArbeiterInnenkontrolle.

Diese und weitere wirtschaftliche und soziale Forderungen können jedoch nur durchgesetzt werden
durch Massenaktionen – durch Demonstrationen, Besetzungen und einen politischen Massenstreik,



der die Lohnabhängigen verschiedener Branchen einbezieht. Dazu braucht es die Bildung von
Aktionsausschüssen in den Betrieben und den Kampf für die Erneuerung und Vereinigung der
Gewerkschaften auf einer demokratischen, antibürokratischen und klassenkämpferischen Grundlage
sowie die Organisation von Selbstverteidigungskomitees gegen Übergriffe von Rechten oder der
Polizei. Um rassistischer und nationalistischer Spaltung entgegenzuwirken, muss eine solche
Streikbewegung zugleich den Schulterschluss mit allen Unterdrückten, insbesondere den
MigrantInnen und dem kurdischen Volk suchen.

Um eine solche Perspektive in die Bewegung zu tragen, braucht es freilich auch eine politische Kraft
– eine neue, revolutionäre ArbeiterInnenpartei!


